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1. Vorbemerkung  
 
Der vorliegende Referentenentwurf der Sechszehnten Verordnung zur Änderung der 
Lotstarifverordnung (LTV) erläutert in der Begründung, Ziel der Änderungsverordnung 
sei u. a. die jährliche Anpassung der Tabellen für die Lotsgelder (privatrechtliches Entgelt 
für die Beratungsleistung der Seelotsen) an die wirtschaftliche und an die 
Einkommensentwicklung.  
 
Dem Grundsatz nach haben alle Beteiligten der Tarifierungssystematik zugestimmt. 
Allerdings mahnt der Bundesverband der See- und Hafenlotsen seit mehreren Jahren die 
Änderungen der Grunddaten bei der Berechnung des Änderungsbedarfes der Tabellen an. 
Die Forderungen betreffen u.a. die Änderung des sogenannten Seelotsenindexes und auch 
die Absenkung der unverhältnismäßig hohen Tarifarbeitszeit, um den Lotsenberuf für 
Berufsanfänger attraktiver zu gestalten. 
Die wirtschaftliche Entwicklung und die Erhöhung der Tariflöhne werden in der 
beabsichtigten Tarifierung für das Jahr 2025 nach unserer Auffassung tariftechnisch 
berücksichtigt. Das führte aber bei Berücksichtigung der Einkommensentwicklung 
(Sollbetriebseinnahme) ab 2021 gerechnet, zu keiner Verbesserung des Realeinkommens, 
weil der Kaufkraftverlust des Geldes durch die Preissteigerungen höher war. 
 
 

2.  Grundlegende Bewertung des Verordnungsentwurfs 
 
Das Ziel, die Sollbetriebseinnahmen der Seelotsen an die wirtschaftliche und an die 
Einkommensentwicklung anzupassen, wird mit der vorgeschlagenen Änderung der 
Lotsgeldtabellen für 2025 insgesamt nicht vollständig erreicht.  
Die wirtschaftliche Entwicklung ist noch immer durch einen hohen Kaufkraftverlust der 
Vorjahre belastet. Die Inflationsrate pro Jahr betrug lt. Statistischem Bundesamt im den 
Jahren 2021 3,1%, 2022 6,9%, 2023 5,9%, in Summe sind das 15,9%  
In diesen 3 Jahren stiegen die Sollbetriebseinnahmen durch die jährlichen prozentualen 
Erhöhungen in Summe lt. Tarifschreiben nur um insgesamt 6,36 % (s. nachstehende 
Tabelle).  
Im laufenden Jahr 2024 wurde durch die Anpassungen der Tabellen um 4% einen 
Realeinkommensverlust verhindert, weil die Inflation deutlich zurückgegangen ist.  
 
Die Steigerung der Sollbetriebseinnahme soll nach Indexverfahren im Tarifjahr 2025 
6,465 % betragen. 
 
Weil die Inflation 2025 möglicherweise bei 2% liegen könnte, würde der Kaufkraftverlust 
aus den Jahren 2021 bis 2023 teilweise um ca. 4,5% aufgefangen werden können.  
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Wir sehen deshalb bei der Einkommensentwicklung der Lotsen weiterhin Aufholbedarf, 
auch weil sich die Verbraucherpreise dauerhaft erhöht haben. 
 
 
 

 
                                                                                  Prozentwerte 
 
 

3. Stellungnahme im Einzelnen 
 
 
Seelotsenindex:  
 
Die Bundeslotsenkammer und der Bundesverband der See- und Hafenlotsen fordern 
nachweislich seit langem die Herausnahme des Kapitäns-HTV-See aus dem 
Seelotsenindex. 
 
Gründe:  
 

 Der HTV-See ist im Index der tariflichen Monatsgehälter der Angestellten bereits 
enthalten. Durch den 50%- Anteil im Seelotsenindex ist er überrepräsentiert. 

 
 Der HTV-See entwickelte sich unter dem statistischen Mittelwert (s. 

voranstehende Tabelle). Der Grund für die im Vergleich schlechten 
Tarifabschlüsse liegt in der schwachen Position der Gewerkschaft. Diese ist durch 
die Ausflaggungen entstanden. Es sind nur rund 100 Seeschiffe im deutschen 
Erstregister.  

 
 Mit der Umsetzung der neuen Seelotsenausbildung zum 01.12.2022 durch das 

neue Seelotsgesetz entfällt die Bindung der zukünftigen Seelotsen des LA1-
Ausbildungsweges an eine Seefahrtzeit und damit die traditionelle Bindung der 
Seelotsen an den Beruf des befahrenen Nautikers, bzw. des Kapitäns.  

 
Das BMDV widersetzt sich einer Herausnahme des HTV-See aus dem Lotsenindex 
konsequent unter Verweis auf die Interessen der maritimen Wirtschaftsverbände. 
Insbesondere der VDR fordert die Beibehaltung des HTV-See im Lotsenindex. Das wird 
verständlich, wenn man die negative Entwicklung des HTV-See im Vergleich zum 
Mittelwert der tariflichen Lohnentwicklung betrachtet. Wir halten eine Validierung des 

ab 01.01. 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023
Tarifliche 
Monatsgehälter der 
Angestellten 3,16 2,82 1,65 1,58 2,62 2,41 2,64 2,75 1,97 2,76 2,6 2,7 2,33 1,35

HTV-See
1,31 2,64 1,6 0,8 0 2,2 0 2,4 2,1 0 1,8 0 1,5 0,63

Sollbetriebsein- 
nahme (SBE) Lotsen 2,9 2,73 1,62 1,59 1,31 2,31 1,32 2,58 2,04 1,9 2,2 1,35 1,91 0,99
Delta Tarif-Monats-
gehälter / SBE 
Lotsen -0,26 -0,09 -0,03 0,01 -1,31 -0,1 -1,32 -0,17 0,07 -0,86 -0,4 -1,35 -0,42 -0,36

Inflation
1,1 2,1 2 1,4 1 0,5 0,5 1,5 1,8 1,4 0,5 3,1 6,9 5,9

Inflationsausgleich
0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2,11
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Seelotsenindexes durch den Tarifgeber für geboten, zumal dieses bei der Einführung des 
Seelotsenindexes vor rund 20 Jahren mit vereinbart wurde.  
 
 
Inflationsausgleich: 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme zur LTV 2024 angekündigt, wird der BSHL eine 
Überprüfung der realen Einkommensentwicklung der Lotsen in den Jahren 2021 bis 2024 
und Prognose für 2025 durch ein unabhängiges Fachinstitut beauftragen. Damit soll 
festgestellt werden, ob und wie hoch der mögliche Kaufkraftverlust/Zuwachs in diesen 4 
Jahren ausgefallen ist.  
Das Ergebnis soll dann in der Tarifierung für 2026 berücksichtigt werden. 
 
B. Besonderer Teil 
Zu den Änderungen im Einzelnen: 
Zu Artikel 1 (Änderung der Lotstarifverordnung) 
 
„Für den Nord-Ostsee-Kanal wurde im regionalen Arbeitskreis aufgrund des Prognoseer-
gebnisses ein Anpassungswert von 20,23 % ermittelt. Die faktische Anhebung soll im Rahmen 
eines dreijährigen Stufenplans mit jährlichen Erhöhungen erfolgen, wobei der nächste 
regionale Arbeitskreis erst wieder im Herbst 2027 für die Bestimmung der zum 01.01.2028 
erforderlichen Anpassungen zusammentreten soll. In der Zwischenzeit sind die 
Aufsichtsbehörden aufgerufen, ein Gutachten über die Arbeits- und Einsatzzeiten auf 
allen Revieren erstellen zu lassen (Hervorhebung durch den BSHL) und nach Prüfung 
gegebenenfalls die in den Gesprächen erörterten Handlungsmöglichkeiten zu nutzen“. 
 
Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Aufsichtsbehörden über das deutsche Seelotswesen wurden aufgerufen, ein 
Gutachten über die Arbeits- und Einsatzzeiten der Seelotsen auf allen deutschen 
Seelotsrevieren erstellen zu lassen. Bei dem Gutachten dürfte es sich im Wesentlichen um 
eine Zeiterfassung handeln.  
 
Die Erfassung der Revierzeitanteile allein ist keine probate Maßnahme, um die ständige 
Verfügbarkeit sicherzustellen und gleichzeitig die erforderliche Ruhezeit, Freizeit und 
Urlaub in dem vorhandenen unregelmäßigen 7/24-Schichtdienst zu gewährleisten.  
 
Hierzu müsste die die Stellschraube „Wochenarbeitszeit“ so eingestellt werden, dass es im 
Normalbetrieb nicht zur Überforderung der Lotsen kommt und eine Spitzenlastreserven 
für Stoßzeiten (wieder) eingeführt wird, damit die ständige Verfügbarkeit gewährleistet 
ist. Der Gutachter müsste also vorrangig ermitteln, wieviel Solllotsen vorhanden sein 
müssen, um die vorgenannten Kriterien zu erfüllen.  
 
Der Bundesverband der See- und Hafenlotsen hat ein Gutachten über die Anerkennung 
von Bereitschaftszeiten als Arbeitszeit erstellen lassen. Eine Feststellungsklage zur 
Anerkennung von Bereitschaftszeiten ist in Vorbereitung. Das Gutachten ist als Anlage zu 
dieser Stellungnahme beigefügt und wir bitten um Mitveröffentlichung auf der Homepage 
des BMDV.  
Die Gutachter des BSHL vertreten die Rechtsauffassung, dass für die See- und auch 
Hafenlotsen europäisches Recht bezüglich der Anerkennung von Bereitschaft- und 
Rufbereitschaftszeiten und Arbeits- bzw. Ruhezeiten greift.  
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Aufgabe der Zeiterfassung durch einen vom Tarifgeber beauftragten Gutachter wird 
ebenfalls sein, die Bereitschaftszeiten und die Rufbereitschaft zwischen den Einsätzen zu 
erfassen. 
Wir empfehlen dem Tarifgeber, bei der Berechnung und Vergütung der Bereitschafts- und 
Rufbereitschaftszeiten, die in Deutschland nach der aktuellen Rechtsprechung üblichen 
Berechnungs- und Vergütungsmaßstäbe anzulegen.  
 
 
Exekutiver Fußabdruck 
 
„Im Rahmen der Tarifierungsgespräche wurden neben der Bundeslotsenkammer auch 
Vertreter der relevanten Wirtschaftsverbände (Verband Deutscher Reeder, Zentralverband 
der deutschen Seehafenbetriebe e.V., Zentralverband Deutscher Schiffsmakler e.V.) angehört.  
Die Lotsenbrüderschaften, Küstenländer sowie regionale Wirtschaftsverbände beteiligten 
sich im Rahmen der regionalen Arbeitskreise an den Voraussetzungen für die Änderungen 
an der Verordnung. Während die Erhöhung der Lotsabgabe auf haushalterischen 
Notwendigkeiten beruht, wurden die Interessen der Beteiligten bei der Frage der Erhöhung 
des Lotsgeldes sowie der Lotsgeldtabellen berücksichtigt“. 
 
Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Bundesregierung hat eine Änderung der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesregierung (GGO) beschlossen. Ein zentrales Element ist der ‚exekutive 
Fußabdruck‘. In Zukunft muss offengelegt werden, wer in welcher Weise Einfluss 
genommen hat auf Gesetzes- und Verordnungsentwürfe. Dadurch wird nachvollziehbar, 
wer wesentlichen Einfluss auf Gesetzes- und Verordnungsentwürfe der Bundesregierung 
genommen hat. 
 
Der BSHL hat schon mehrfach die Anhörungspraxis bei den Änderungen der LTV 
bemängelt und gefordert, dass die Anhörung wieder auf Grundlage des Seelotsgesetzes 
und der GGO erfolgen soll.  
  
Das SeeLotsG bestimmt in § 45 (2): „Das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur wird ermächtigt, nach Anhörung der Küstenländer und der 
Bundeslotsenkammer durch Rechtsverordnung (Lotstarifverordnung) 
1.   die Voraussetzungen für die Pflicht zur Zahlung der Lotsabgaben und Lotsgelder, 
2.   die Höhe der Lotsabgaben und Lotsgelder, …… näher zu bestimmen“. 
 
Der Sinn dieser gesetzlichen Regelung ist u. E. darin zu sehen, dass zuerst die Küstenländer 
und die Bundeslotsenkammer als gesetzliche Vertreter bzw. Institutionen angehört 
werden und erst nachfolgend, auf Grundlage der Ergebnisse dieser Anhörung, die 
Verbände nach § 47 GGO beteiligt werden. 
 
Die Praxis ist nun so, dass die „relevanten“ Wirtschaftsverbände an der gesetzlichen 
Anhörung des BMDV zusammen mit der Bundeslotsenkammer teilnehmen und die 
Küstenländer nicht. Schon die Bezeichnung der gesetzlichen Anhörung als 
„Tarifierungsgespräche“ weist in die falsche Richtung. 
Die Küstenländer entsenden nur einen Vertreter in die später tagenden und 
untergeordneten regionalen Arbeitskreise. Damit werden die gesetzlichen Rechte der 
Küstenländer an der gemeinsamen Anhörung mit der Bundeslotsenkammer beschnitten.  
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Eine Anhörung der Küstenländer nach § 45 (2) SeeLotsG findet nicht statt. 
 
Die Anhörung nach § 45 (2) SeeLotsG des BMDV zur LTV wird dadurch die fehlerhafte 
Beteiligung der Wirtschaftsverbände zu einer Art Tarifverhandlung.  
Das wurde von Teilnehmern übereinstimmend berichtet.  
 
Darüber hinaus werden die Wirtschaftsverbände noch zusätzlich an der 
Verbändeanhörung nach § 47 GGO beteiligt. Ein weiteres (drittes) Mal können die 
Wirtschaftsverbände einen regionalen Vertreter in den Arbeitskreis entsenden.  
 
Der Bundesverband der See- und Hafenlotsen ist ebenfalls ein maritimer 
Wirtschaftsverband. Es ist nicht weiter hinnehmbar, dass das BMDV diesen als nicht 
relevant ansieht, wenn es um die Einladung zu Gesprächsrunden über die 
Lotstarifverordnung und andere Lotsenangelegenheiten geht.  
 
Der Fußabdruck der maritimen Wirtschaftsverbände bei den Tarifergebnissen im 
Lotwesen und nicht nur in dem monetären Teil, ist, durch die beschriebene Praxis zu 
einem „Bigfoot“ geworden, der die Interessen der maritimen Wirtschaftsverbände bei der 
Frage der Anpassung des Lotsgeldes sowie der Lotsgeldtabellen unangemessen stark 
berücksichtigt.  
 
Wir bitten daher das BMDV um eine zweistufige und gesetzeskonforme Neuausrichtung 
der Anhörungs- und Gesprächspraxis unter Beteiligung des Wirtschaftsverbandes BSHL, 
wenn das BMDV die relevanten Wirtschaftsverbände zu gemeinsamen 
Tarifierungsgesprächen einlädt.  
 
 
Mit der Veröffentlichung dieser Stellungnahme und des angehängten Gutachtens erklären 
wir uns einverstanden. 
 
 
 

 

Bundesverband der See- und Hafenlotsen 
 
Der Vorstand 
 
 
 
 
 
 
Anlage: Gutachten zur Einstufung der von Seelotsen zu erbringende Dienste als Arbeitszeit 
i. S. d. Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG 


